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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser 

Mit frischen Farben und einem neuen Glanz begrüssen wir Sie 
herzlich zum Start in den Frühling! Alles neu macht der Mai 
und so präsentiert sich auch unser Newsletter in einem neuen 
Gewand. Doch während wir das Neue willkommen heissen, 
möchten wir auch einen Moment innehalten und einen beson-
deren Dank aussprechen.

100 Ausgaben lang hat Katrin Odermatt das audit-info verant-
wortet und geprägt. Mit ihrem wohlverdienten Ruhestand endet 
eine Ära, auf die wir mit Dankbarkeit zurückblicken und die 
uns zugleich Raum für Neues gibt.

Mit dem Wechsel zu Mailchimp, als unserem neuen Versandan-
bieter, treten wir in eine Zeitspanne mit effizienterer und benut-
zerfreundlicherer Kommunikation ein.

Aber wie bis anhin wird Sie das audit-info alle zwei Monate mit 
den wichtigsten Neuigkeiten aus den Bereichen Wirtschaftsprü-
fung, Steuerberatung, Unternehmensberatung und Treuhand  
versorgen.

Der Frühling symbolisiert Wachstum, Veränderung und die 
Möglichkeit eines Neuanfangs. In dieser aufregenden Zeit  
möchten wir Ihnen weiterhin ein verlässlicher Begleiter sein 
und stehen Ihnen bei all Ihren Fragen verlässlich zur Verfügung.
Alles neu macht der Mai – wir freuen uns darauf, diesen Weg 
mit Ihnen zu gehen!

Herzliche Grüsse
Urs Henggeler

Klausjagen in den Gassen von Küssnacht am Rigi
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WIRTSCHAFTSPRÜFUNG

Neues Aktienrecht:
Prüfung durch einen Revisor bei Kapital-
verlust

Mit dem neuen Aktienrecht wurden die Pflichten bei einem 
Kapitalverlust und bei einer Überschuldung sowohl für den 
Verwaltungsrat (VR) als auch für die Revisionsstelle verschärft.

Neu müssen Gesellschaften ohne Revisionsstelle, d.h. mit Opt-
ing-out, bei denen ein Kapitalverlust vorliegt, die letzte Jahres-
rechnung vor der Genehmigung durch die Generalversamm-
lung einer eingeschränkten Revision unterziehen. Der Verwal-
tungsrat muss einen zugelassenen Revisor mit dieser Prüfung 
beauftragen. Auf die Prüfung kann nur verzichtet werden, wenn 
der VR eine Nachlassstundung beantragt. Rangrücktritte entbin-
den ihn nicht von seinen Pflichten.

Diese eingeschränkte Revision beschränkt sich auf die Jahres-
rechnung; die Anträge an die Generalversammlung zur Ver-
rechnung des Bilanzverlustes unterliegen nicht dieser Prüfung.

Bei einer Überschuldung muss ebenfalls eine eingeschränkte 
Revision durchgeführt werden. Dies gilt auch schon, wenn es 
einen begründeten Verdacht bezüglich einer Überschuldung 
gibt oder sich buchmässig eine Überschuldung zeigt. Der VR 
muss dann sofort einen Zwischenabschluss zu Veräusserungs- 
und Fortführungswerten erstellen. Zeigt sich eine Überschul-
dung nur buchmässig, muss keine Meldung ans Gericht erfol-
gen, wenn genügend Rangrücktritte vorliegen. Der Rangrück-
tritt befreit ein Unternehmen jedoch nicht von der Pflicht, einen 
Zwischenabschluss zu erstellen. 

STEUERBERATUNG

Der Verzicht auf eine Nutzniessung gilt als 
Schenkung

Ein Erblasser vermachte seiner bei ihm wohnhaft gewesenen 
Haushälterin die Nutzniessung am Wohnhaus. Diese verzichte-
te zugunsten der Erben auf die Nutzniessung ohne etwas dafür 
zu verlangen. Das Steueramt stellte darauf den beschenkten 
Erben eine Rechnung von CHF 15’5336 für die Schenkungs-
steuer. Dagegen erhoben die Erben Rekurs, erhielt aber nicht 
Recht vor Gericht.

Das Gericht begründete dies damit, dass der Schenkungswille 
der Haushälterin gegeben war und eine Schenkung vorliegt. 
Die Motive der Haushälterin seien beim Vorgang irrelevant; 
ebenso ist irrelevant, ob die Beschenkten von der Schenkung 
Kenntnis hatten.
(Quelle: Steuerrekursgericht Kt. Zürich, 8.10.2021).

Wie geht das mit der Kapitalrückzahlung?

Haben Sie für Ihr Unternehmen bei der Gründung mehr als nur 
das gesetzlich vorgeschriebene Mindestkapital eingezahlt, kön-
nen Sie später eine Kapitalreduktion vornehmen und diese Gel-
der wieder an die Aktionäre oder Gesellschafter zurückzahlen. 
Eine Kapitalreduktion macht Sinn, wenn das Unternehmen über 
eine ausreichende Liquidität verfügt oder wenn zu viel nicht be-
nötigtes Eigenkapital enthalten ist. Solche Kapitalrückzahlun-
gen – etwa auch anstelle von Dividendenausschüttungen – sind
steuerfrei.

UNTERNEHMENSBERATUNG

Liegenschaften und Erbengemeinschaften:
das muss beachtet werden

Oft werden private Liegenschaften an Geschwister vererbt. Die 
Geschwister verkaufen die Liegenschaft oder planen, etwas 
Grösseres auf dem Gelände zu bauen, ein Mehrfamilienhaus 
zum Beispiel.
Steuerlich ist dabei einiges zu beachten:
	 Abrisskosten sind steuerlich absetzbar. 
	 Liegenschaften, die vor dem Erbgang als private Vermögens-

verwaltung eingestuft waren, bleiben das auch nach dem 
Tod des Erblassers.

	 Verkaufen die Erben die Liegenschaft als solches, wird dies 
als privater Verkauf qualifiziert.

	 Beginnen die Erben mit dem Bau eines Mehrfamilienhauses 
und planen, Stockwerkeigentum zu verkaufen, kann das als 
gewerbsmässiger Liegenschaftenhandel interpretiert wer-
den.

Was bedeutet gewerbsmässiger Liegenschaftenhandel
Gewerbsmässigkeit des Liegenschaftenhandels ist anzuneh-
men, wenn der Handel mit Liegenschaften über den Rahmen 
einer ordentlichen Vermögensverwaltung hinausgeht und in 
der Absicht erfolgt, mit dem planmässigen An- und Verkauf von 
Grundstücken einen Verdienst zu erzielen. Eine Erwerbstätigkeit 
liegt vor, wenn der Steuerpflichtige den Liegenschaftenhandel 
hauptberuflich oder im engen Zusammenhang mit der hauptbe-
ruflichen Tätigkeit nebenberuflich ausübt. Eine Erwerbstätigkeit 
kann aber auch im nur gelegentlichen oder vereinzelten Kauf 
und Verkauf von Grundstücken interpretiert werden, wenn sich 
der Steuerpflichtige bemüht, wie ein nebenberuflich Selbstän-
digerwerbender, mit dem Liegenschaftenmarkt Gewinne zu 
erzielen.

Die Einschätzung als gewerbsmässiger Liegenschaftenhändler 
durch das Steueramt hat gravierende Folgen:
	 Der Verkaufsgewinn wird neben der Grundstückgewinn-

steuern auch mit der direkten Bundessteuer und der AHV 
für Selbständigerwerbende belastet. Eine Belastung von ca. 
20 Prozent.
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	 Die Einschätzung gilt auch auf alle späteren Liegenschafts-
verkäufe und Erträge aus Liegenschaften der einzelnen 
Erben, auch solche, die nicht mit der Erbengemeinschaft 
zusammenhängen.

Die Indizien für einen gewerbsmässigen Liegenschaftenhandel 
sind:
	 Häufigkeit der Transaktionen
	 Kurze Besitzdauer
	 Inanspruchnahme von Fremdmitteln
	 Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit
	 Spezielle Kenntnisse
	 Planmässigkeit oder Systematik des Vorgehens Begründung 

von Stockwerkeigentum. Die Erben verkaufen nicht nur 
eine einzige Immobilie als solches, sondern diverse Stock-
werkseinheiten. Jeder Verkauf zählt für sich

	 Gewinnerhöhende Tätigkeiten des Steuerpflichtigen
	 Wiederverwendung des Verkaufserlöses
	 Beteiligung an einer Personengesellschaft oder einfachen 

Gesellschaft.

Es ist daher essenziell, sich bei einem Bauprojekt unbedingt 
vor irgendwelchen rechtlich relevanten Handlungen fachlich 
beraten zu lassen.

TREUHAND

Einige finanzielle und steuerliche Fakten zur 
Scheidung

	 Bei hängigem Scheidungsverfahren oder wenn die Ehegat-
ten seit zwei Jahren getrennt leben, entfällt der Pflichtteils-
schutz des überlebenden Ehegatten.

	 Ist das Einkommen des zahlenden Elternteils bei Kindes-
unterhalt niedrig oder unzureichend, das Vermögen aber 
gross, wird das Vermögen bei der Bestimmung des Unter-
halts berücksichtigt.

	 Das Existenzminimum des zahlenden Elternteils muss 
immer gesichert und gedeckt sein. Keine Rente wird fällig, 
wenn die Zahlung einer Rente das strenge Existenzmini-
mum des zahlenden Elternteils beschneidet.

	 Die Rentenhierarchie muss beachtet werden. Das bedeu-
tet, dass bei beschränkten finanziellen Mitteln die Rente 
für minderjährige Kinder Vorrang hat vor der Rente für den 
(Ex-)Ehepartner. Die Rente des Ex-Ehepartner hat wiederum 
Vorrang gegenüber der Rente für erwachsene Kinder. Das 
minderjährige Kind hat stets Vorrang.

	 Das Vermögen wird bei der Bestimmung des Kinderunter-
halts berücksichtigt, wenn es sehr gross ist und das Einkom-
men niedrig.

	 Das Gericht ist immer frei, über die Höhe es Beitrags für 
das Kind zu entscheiden. Es ist nicht an das Einverständnis 
der Eltern gebunden und entscheidet allein im Interesse des 
Kindes.

	 Mit der Scheidung wechseln die Ehepartner von der ge-
meinsamen Besteuerung zur getrennten Veranlagung. Der 
Stichtag dafür ist der 31. Dez. des Folgejahres.

	 Offene Steuerschulden bis zum Trennungsdatum werden 
beiden Ehepartnern solidarisch belastet. 

	 Kinder, aus welchen Betten sie auch stammen, werden alle 
gleich behandelt. Die Renten sind für alle im gleichen Alter 
gleich. 

Das audit-info finden Sie auch digital  
und zum Download unter  
www.auditzug.ch.
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